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Urschrift 
 

Sitzungsbuch der Gemeinde Pähl 
 
 

Sitzungsniederschrift 
 

über die öffentliche Sitzung 
im Saal des Pfarr- und Gemeindezentrum 

 
 

am 12.09.2024 
 

I. Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Genehmigung des letzten Protokolls (öffentlich) 
2. Bekanntgabe von in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüssen  
3. Änderung der Satzung zur Durchführung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden 

in der Gemeinde Pähl  
4. Bürgerbegehren "Rathaus in der Ortsmitte" - Abstimmung zur Annahme des Bürger-

begehrens und Einleitung eines Bürgerentscheides 
5. Bürgerentscheid "Rathaus in der Ortsmitte" - Ratsbegehren als Alternativvorschlag 

sowie Formulierung einer Stichfrage 
6. Bürgerbegehren "Schulerweiterung jetzt!" - Abstimmung zur Annahme des Bürgerbe-

gehrens und Einleitung eines Bürgerentscheides 
7. Bürgerentscheid "Schulerweiterung jetzt" - Ratsbegehren als Alternativvorschlag so-

wie Formulierung einer Stichfrage 
8. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Vorbescheid; Neubau von einem Doppelhaus mit 

Garagen und Stellplätzen (Fl.Nr. 617/4, Gem. Fischen) 
9. Vollzug der Baugesetze - Verlängerung Vorbescheid; Neubau eines Einfamilienhau-

ses mit Doppelgarage (Fl.Nr. 184/1, Gem. Pähl) 
10. Vollzug der Baugesetze - Anbau einer 3-seitig geschlossenen Terrassenüberdachung 

an das Bestands-Einfamilienhaus (Fl.Nr. 617/3, Gem. Pähl) 
11. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Vorbescheid; Bebauung mit einem Einfamilen- 

oder Doppelhaus oder zwei Einfamilienhäusern (Fl.Nr. 130, Gem. Fischen)  
12. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Vorbescheid: Errichtung einer Altenteilwohnung 

als Ersatzbau für die bestehende Scheune; Teilüberdachung der bestehenden Lager-
fläche Gärtnerei (Fl.Nr. 125, Gem. Fischen) 

13. Bekanntgaben, Anträge, Verschiedenes 
 
 
  
 

II. Feststellung der Beschlussfähigkeit: 
 

ANWESEND 
 
Name Bemerkung  
 
Vorsitzender 
Simon Sörgel 



   

2 

 
Mitglieder 
Ursula Herz 
Thomas Baierl 
Torsten Blaich 
Richard Graf 
Horst Huber 
Helmut Mayr 
Gerhard Müller 
Irene Popp 
Johanna Spiel 
Franz Wörl 
 
Abwesend (entschuldigt) 
Claudia Klafs 
Andreas Ottinger 
Christina Porzelt 
Martin Promberger 
 
 
 
 
Der Gemeinderat ist somit beschlussfähig, da sämtliche Mitglieder geladen sind, die 
Mehrheit anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 1 GO). 
                                                                                                                            
Die Ladung war ordnungsgemäß entsprechend der Geschäftsordnung am  mittels schriftlicher 
Ladung durch den 1. Bürgermeister Simon Sörgel erfolgt. 
  

 
III: Öffentliche Bekanntgabe der Sitzung (Art. 52 GO): 

 
Zeitpunkt und Ort der Sitzung wurden unter Angabe der Tagesordnung am  ortsüblich durch 
Anschlag an den Anschlagtafeln bekannt gemacht.   
 

Die Sitzung wurde um 19:30 Uhr eröffnet und um 20:36 Uhr beendet. 
 
 
Der Vorsitzende:                                                       Der Schriftführer: 
 
 
Simon Sörgel Christiane Singer 
1. Bürgermeister 
 
Genehmigt durch den Gemeinderat in der Sitzung vom 17.10.2024. 
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Begrüßung 
 
Die Ladung war ordnungsgemäß entsprechend der Geschäftsordnung am  mittels schriftlicher 
Ladung und Aushang durch den 1. Bürgermeister Simon Sörgel erfolgt. 
 
Der Vorsitzende stellte fest, dass der Gemeinderat somit nach Art. 47 Abs. 2, 3 GO beschluss-
fähig ist und eröffnet die Sitzung.  
 
 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Genehmigung des letzten Protokolls (öffentlich) 
 
Sachverhalt: 
Genehmigung des Protokolls vom 25.07.2024. 

 
Beschluss: 
Das Protokoll vom 25.07.24 wird genehmigt. 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
 
2. Bekanntgabe von in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüssen 
 
Sachverhalt: 

Gemäß Art. 52 Abs. 3 GO sind in nichtöffentlicher Sitzung gefasste Beschlüsse der Öffentlich-
keit bekannt zu geben, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind.  

 

Aus der Sitzung am 25.07.2024 sind keine Beschlüsse bekannt zu geben. 

 
 
3. Änderung der Satzung zur Durchführung von Bürgerbegehren und Bürger-

entscheiden in der Gemeinde Pähl 
 
Sachverhalt: 
Aufgrund der eingereichten Bürgerbegehren muss die o.g. Satzung aufgrund rechtlicher Ände-
rungen aktualisiert werden.  

Neben kleineren Anpassungen aufgrund der o.g. rechtlichen Neuerungen  ist eine inhaltliche 
Änderung notwendig:  

Unter anderem ist in §18 der Satzung sowie div. anderen Paragraphen festgelegt, dass jeder 
Wahlberechtigte automatische Briefwahlunterlagen zugestellt bekommt. Da kein Corona-
bedingtes Infektionsrisiko mehr besteht sowie keine dementsprechenden Ausnahmeregelungen 
mehr notwendig sind, soll dieser Passus gestrichen werden. Briefwahlunterlagen sind wie bei 
anderen Wahlen üblich, bei der Verwaltung zu beantragen und werden nach Antrag zugestellt.  

Eine automatische Briefwahl ist für die Verwaltung ein enormer Aufwand, da ca. 2100 Briefwah-
lunterlagen händisch vorbereitet werden müssen und verteilt werden müssen.   

Die fertige Satzung muss in der Gemeinderatssitzung am 10.10.2024 beschlossen werden.  
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GR Blaich ist der Ansicht, dass die Briefwahlunterlagen wieder automatisch an alle Abstim-
mungsberechtigten versendet werden sollten. Dies sei ein sinnvoller und bürgernaher Service. 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung mit der Aktualisierung der „Satzung zur Durchfüh-
rung von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden in der Gemeinde Pähl“. Die Regelung zur au-
tomatischen Zustellung von Briefwahlunterlagen an alle Wahlberechtigten wird gestrichen; 
Briefwahlunterlagen müssen beantragt werden.  

 
Abstimmung 

 9 : 2 
 
4. Bürgerbegehren "Rathaus in der Ortsmitte" - Abstimmung zur Annahme 

des Bürgerbegehrens und Einleitung eines Bürgerentscheides 
 
Sachverhalt: 
Am 29.08.2024 wurde ein Bürgerbegehren „Rathaus in der Ortsmitte“ bei der Gemeinde einge-
reicht und die Durchführung eines Bürgerentscheides beantragt. 

Gemäß Art. 18 a Abs. 8 BayGO hat der Gemeinderat spätestens innerhalb eines Monats nach 
Einreichung des Bürgerbegehrens über die Zulässigkeit zu entscheiden. 

I. Prüfung der Voraussetzungen: 

1. Zahl der erforderlichen Unterschriften (Art. 18 a Abs. 6 BayGO): 

In Gemeinden bis zu 10.000  Einwohner muss das Bürgerbegehren von mindestens 10 % der 
Gemeindebürger (Art. 15 Abs. 2 BayGO) unterschrieben sein (Quorum). Gemeindebürger sind 
danach alle Gemeindeangehörigen, die in der Gemeinde das Recht an den Gemeindewahlen 
teilzunehmen, besitzen. Wer zur Teilnahme an den Gemeindewahlen berechtigt ist, ergibt sich 
aus Art. 1 Abs. 1 GLKrWG (Unionsbürger, mind. 18 Jahre alt, mind. 2 Monate in der Gemeinde 
Wohnsitz, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen). 

In der Gemeinde Pähl gibt es derzeit ca. 2080 wahlberechtigte Bürger. Die aktuelle Zahl wird 
derzeit durch das Einwohnermeldeamt ermittelt. Somit müssen mindestens ca. 208 Wahlbe-
rechtigte das Bürgerbegehren unterzeichnen. 

Nach derzeitigem Stand liegen, vorbehaltlich der abschließenden Prüfung durch das Einwoh-
nermeldeamt, 252 Unterschriften vor. Hiervon sind nach aktuellem Stand der Prüfung 247 Un-
terschriften gültig. Das notwendige Quorum ist somit erreicht. 

Diese Zulässigkeitsvoraussetzung wurde erfüllt. 

2. Gegenstand des Bürgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 2 BayGO): 

Gegenstand von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden können nur Angelegenheiten des ei-
genen Wirkungskreises der Gemeinde sein, d.h. alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft. 

Beim Bau des neuen Rathauses handelt es ich um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungs-
kreises. 

Diese Zulässigkeitsvoraussetzung wurde erfüllt. 
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3. Negativkatalog (Art. 18 A Abs. 3 BayGO): 

Ein Bürgerentscheid findet nicht statt über Angelegenheiten, die kraft Gesetz  dem ersten Bür-
germeister obliegen, über Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung, über die 
Rechtsverhältnisse der GR-Mitglieder, der Bürgermeister und der Gemeindebediensteten sowie 
über die Haushaltssatzung. 

 

Das eingereichte Bürgerbegehren betrifft keine Angelegenheit aus diesem Negativkatalog. 

Diese Zulässigkeitsvoraussetzung wurde erfüllt. 

 

4. Formelle Anforderungen (Art. 18 a Abs. 4 BayGO): 

- Das Bürgerbegehren ist „bei der Gemeinde einzureichen“.  

- Der Antrag muss durch entsprechende Gestaltung der Unterschriftenlisten erkennbar vom Wil-
len der Unterzeichner getragen sein. Er muss ein konkrete, inhaltlich bestimmte mit Ja oder 
Nein zu entscheidende Fragestellung enthalten. Die zur Entscheidung bringende Frage muss 
aus dem Antrag mit hinreichender Klarheit und Eindeutigkeit zu entnehmen sein, weil die Bür-
ger wissen müssen, welchen Inhalt das von ihnen unterstützte Begehren hat.  

- Der Antrag ist mit einer Begründung zu versehen, die keine falschen Tatsachenbehauptungen 
enthalten darf.  

- Außerdem muss der Antrag bis zu drei vertretungsberechtigte Personen benennen. 

 

Das Bürgerbegehren wurde am 29.08.2024 bei der Gemeinde eingereicht. 

Der Antrag benennt zwei vertretungsberechtigte Personen. 

 

Die weiteren Voraussetzungen werden aktuell noch geprüft; weitere Informationen liegen zur 
Sitzung vor.  

 

II. Zusammenfassung: 

Über die Zulässigkeit ist vom GR zu entscheiden. Der Bürgerentscheid ist -sofern zulässig- ge-
mäß Art. 18 a Abs. 10 BayGO an einem Sonntag innerhalb von drei Monaten nach der Feststel-
lung der Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durchzuführen. Die Frist kann im Einvernehmen mit 
den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens um höchstens drei Monate ver-
längert werden.  

Die rechtliche Prüfung aller Zulässigkeitsvoraussetzungen ist zum Zeitpunkt der Ladung zur Sit-
zung noch nicht abgeschlossen. Weitere Informationen erfolgen in der Sitzung. Der Beschluss-
vorschlag wird ggf. in der Sitzung erarbeitet.  
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Bgm. Sörgel fordert GR Baierl auf, sich als Initiator des Bürgerbegehrens selbst von Beratung 
und Abstimmung zu diesem TOP auszuschließen und bitten ihn, den Saal zu verlassen. 
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Dies wird von GR Baierl verneint. Daraufhin beschließt der Gemeinderat den Ausschluss von 
GR Baierl (7:3); GR Baierl bleibt im Saal. 

Bgm. Sörgel erläutert , dass das Bürgerbegehren ausführlich geprüft wurde und verschiedene 
Formulierungen bezüglich der rechtlichen Zulässigkeit kritisch gesehen werden. Vor allem die 
Formulierung „in der Ortsmitte“ ist zu ungenau, da nicht ersichtlich  ist, ob es sich um die Orts-
mitte von Pähl oder des gesamten Gemeindegebietes handelt. 

Trotzdem plädiert Bgm. Sörgel an den Gemeinderat, die Zulässigkeit zu beschließen. Ansons-
ten könnte dies ggf. einen langandauernden Rechtsstreit nach sich ziehen, sollten die Antrag-
steller bzw. Initiatoren des Bürgerbegehrens gegen die Ablehnung Klage einreichen oder mit 
einem neu formulierten Bürgerbegehren erneut Stimmen sammeln. 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens „Rathausneubau in der 
Ortsmitte“ gemäß § 18a Abs. 8 GO. 

 
Abstimmung 

 10 : 0 
Der GR beschließt mit 7:3 Stimmen, dass GR Baierl aufgrund Art. 49 GO von Beratung und Ab-
stimmung ausgeschlossen ist. 
Dies gilt auch für Beschluss 2 innerhalb des TOP 4. 
GR Baierl bleibt im Sitzungssaal anwesend. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat setzt den Termin des Bürgerentscheids „Rathaus in der Ortsmitte“ auf Sonn-
tag, 08.12.2024 fest. 

 
Abstimmung 

 10 : 0 
 
5. Bürgerentscheid "Rathaus in der Ortsmitte" - Ratsbegehren als Alternativ-

vorschlag sowie Formulierung einer Stichfrage 
 
Sachverhalt: 
Der Gemeinderat entscheidet am 12.09.2024 über die Zulässigkeit des am 29.08.2024 einge-
reichten Bürgerbegehrens „Rathaus in der Ortsmitte.“ 

Der Gemeinderat hat die Möglichkeit parallel zum Bürgerentscheid „Rathaus in der Ortsmitte“ 
den Bürgerinnen und Bürgern einen eigenen Entscheidungsvorschlag zur Abstimmung vorlegen 
(Ratsbegehren gemäß Art. 18 a Abs. 2 BayGO). 

 
Beschluss: 
Ratsbegehren: Sind Sie dafür, dass die Beschlüsse des Gemeinderates zum Neubau eines 
Rathauses in der Eichbergstraße umgesetzt werden? 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
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Beschluss: 
Stichfrage: Werden die bei Bürgerentscheid 1 und 2 zur Abstimmung gestellten Fragen in einer 
nicht zu vereinbarenden Weise jeweils mehrheitlich mit Ja oder mehrheitlich mit Nein beantwor-
tet: Welche Entscheidung soll dann gelten? 

 

Eichbergstraße oder Ortsmitte 
(Ratsbegehren)  (Bürgerbegehren) 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
 
6. Bürgerbegehren "Schulerweiterung jetzt!" - Abstimmung zur Annahme des 

Bürgerbegehrens und Einleitung eines Bürgerentscheides 
 
Sachverhalt: 
Am 29.08.2024 wurde ein Bürgerbegehren „Schulerweiterung jetzt!“ bei der Gemeinde einge-
reicht und die Durchführung eines Bürgerentscheides beantragt. 

Gemäß Art. 18 a Abs. 8 BayGO hat der Gemeinderat spätestens innerhalb eines Monats nach 
Einreichung des Bürgerbegehrens über die Zulässigkeit zu entscheiden. 

I. Prüfung der Voraussetzungen: 

1. Zahl der erforderlichen Unterschriften (Art. 18 a Abs. 6 BayGO): 

In Gemeinden bis zu 10.000  Einwohner muss das Bürgerbegehren von mindestens 10 % der 
Gemeindebürger (Art. 15 Abs. 2 BayGO) unterschrieben sein (Quorum). Gemeindebürger sind 
danach alle Gemeindeangehörigen, die in der Gemeinde das Recht an den Gemeindewahlen 
teilzunehmen, besitzen. Wer zur Teilnahme an den Gemeindewahlen berechtigt ist, ergibt sich 
aus Art. 1 Abs. 1 GLKrWG (Unionsbürger, mind. 18 Jahre alt, mind. 2 Monate in der Gemeinde 
Wohnsitz, nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen). 

In der Gemeinde Pähl gibt es derzeit ca. 2080 wahlberechtigte Bürger. Die aktuelle Zahl wird 
derzeit durch das Einwohnermeldeamt ermittelt. Somit müssen mindestens ca. 208 Wahlbe-
rechtigte das Bürgerbegehren unterzeichnen. 

Nach derzeitigem Stand liegen, vorbehaltlich der abschließenden Prüfung durch das Einwoh-
nermeldeamt, 251 Unterschriften vor. Hiervon sind nach aktuellem Stand der Prüfung 245 Un-
terschriften gültig. Das notwendige Quorum ist somit erreicht. 

Diese Zulässigkeitsvoraussetzung wurde erfüllt. 

2. Gegenstand des Bürgerbegehrens (Art. 18 a Abs. 2 BayGO): 

Gegenstand von Bürgerbegehren und Bürgerentscheiden können nur Angelegenheiten des ei-
genen Wirkungskreises der Gemeinde sein, d.h. alle Angelegenheiten der örtlichen Gemein-
schaft. 

Beim Bau der Schulerweiterung handelt es ich um eine Angelegenheit des eigenen Wirkungs-
kreises. 

Diese Zulässigkeitsvoraussetzung wurde erfüllt. 
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3. Negativkatalog (Art. 18 A Abs. 3 BayGO): 

Ein Bürgerentscheid findet nicht statt über Angelegenheiten, die kraft Gesetz  dem ersten Bür-
germeister obliegen, über Fragen der inneren Organisation der Gemeindeverwaltung, über die 
Rechtsverhältnisse der GR-Mitglieder, der Bürgermeister und der Gemeindebediensteten sowie 
über die Haushaltssatzung. 

 

Das eingereichte Bürgerbegehren betrifft keine Angelegenheit aus diesem Negativkatalog. 

Diese Zulässigkeitsvoraussetzung wurde erfüllt. 

 

4. Formelle Anforderungen (Art. 18 a Abs. 4 BayGO): 

- Das Bürgerbegehren ist „bei der Gemeinde einzureichen“.  

- Der Antrag muss durch entsprechende Gestaltung der Unterschriftenlisten erkennbar vom Wil-
len der Unterzeichner getragen sein. Er muss ein konkrete, inhaltlich bestimmte mit Ja oder 
Nein zu entscheidende Fragestellung enthalten. Die zur Entscheidung bringende Frage muss 
aus dem Antrag mit hinreichender Klarheit und Eindeutigkeit zu entnehmen sein, weil die Bür-
ger wissen müssen, welchen Inhalt das von ihnen unterstützte Begehren hat.  

- Der Antrag ist mit einer Begründung zu versehen, die keine falschen Tatsachenbehauptungen 
enthalten darf.  

- Außerdem muss der Antrag bis zu drei vertretungsberechtigte Personen benennen. 

Das Bürgerbegehren wurde am 29.08.2024 bei der Gemeinde eingereicht. 

Der Antrag benennt zwei vertretungsberechtigte Personen. 

Die weiteren Voraussetzungen werden aktuell noch geprüft; weitere Informationen liegen zur 
Sitzung vor.  

 

 

II. Zusammenfassung: 

Über die Zulässigkeit ist vom Gmeinderat zu entscheiden. Der Bürgerentscheid ist gemäß Art. 
18 a Abs. 10 BayGO an einem Sonntag innerhalb von drei Monaten nach der Feststellung der 
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens durchzuführen, sofern er zulässig ist. Die Frist kann im Ein-
vernehmen mit den vertretungsberechtigten Personen des Bürgerbegehrens um höchstens drei 
Monate verlängert werden.  

Die rechtliche Prüfung aller Zulässigkeitsvoraussetzungen ist zum Zeitpunkt der Ladung zur Sit-
zung noch nicht abgeschlossen. Weitere Informationen erfolgen in der Sitzung. Der Beschluss-
vorschlag wird ggf. in der Sitzung erarbeitet.  
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Auch bei diesem Bürgerbegehren gibt es inhaltliche Mängel, z.B. die Formulierung „zukünftige 
Bautätigkeiten“ ist zu unbestimmt. Auch die Formulierung, dass die Containerkosten vertretbar 
sind, ist zu unbestimmt, da die Kosten noch unklar sind. Die Förderung als Gegenfinanzierung 
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der Containerkosten darzustellen ist rechtlich sehr bedenklich, das dies als förderschädliche 
Zweckentfremdung gedeutet werden könnte. 

Trotzdem plädiert Bgm. Sörgel auch hier an den Gemeinderat, die Zulässigkeit zu beschließen. 
Ansonsten könnte dies ggf. einen langandauernden Rechtsstreit nach sich ziehen, sollten die 
Antragsteller bzw. Initiatoren des Bürgerbegehrens gegen die Ablehnung Klage einreichen.  

 
Beschluss: 
Der GR beschließt die Zulässigkeit des Bürgerbegehrens „Schulerweiterung jetzt“ gemäß § 18a 
Abs. 8 GO. 

Abstimmung 
 10 : 0 

GR Baierl schließt sich selbst (aufgrund der Abstimmung des GR unter TOP 4 zu seiner persön-
lichen Betroffenheit) von Beratung und Abstimmung aus. 
Dies gilt auch für Beschluss 2 innerhalb des TOP 6. 
GR Baierl bleibt im Sitzungssaal anwesend. 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat setzt den Termin des Bürgerentscheids „Schulerweiterung jetzt!“ auf Sonntag, 
08.12.2024 fest 

 
Abstimmung 

 10 : 0 
 
7. Bürgerentscheid "Schulerweiterung jetzt" - Ratsbegehren als Alternativ-

vorschlag sowie Formulierung einer Stichfrage 
 
Sachverhalt: 
Der Gemeinderat entscheidet am 12.09.2024 über die Zulässigkeit des am 29.08.2024 einge-
reichten Bürgerbegehrens „Schulerweiterung jetzt!“ 

Der Gemeinderat hat die Möglichkeit parallel zum Bürgerentscheid „Schulerweiterung jetzt!“ den 
Bürgerinnen und Bürgern einen eigenen Entscheidungsvorschlag zur Abstimmung vorlegen 
(Ratsbegehren gemäß Art. 18 a Abs. 2 BayGO). 

 
Beschluss: 
Ratsbegehren: Sind Sie dafür, dass wie vom GR beschlossen, die Erweiterung der Schule nach 
dem Bau eines neuen Rathauses umgesetzt wird, um eine temporäre Containerlösung für die 
Verwaltung zu vermeiden? 

Abstimmung 
 11 : 0 

Beschluss: 
Stichfrage: Werden die bei Bürgerentscheid 1 und 2 zur Abstimmung gestellten Fragen in einer 
nicht zu vereinbarenden Weise jeweils mehrheitlich mit Ja oder mehrheitlich mit Nein beantwor-
tet: Welche Entscheidung soll dann gelten? 

Schulerweiterung nach Rathausneubau  oder      Schulerweiterung zuerst oder gleichzeitig 
mit  

                                                                                    Rathausneubau 
(Ratsbegehren)                    (Bürgerbegehren) 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
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8. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Vorbescheid; Neubau von einem Dop-

pelhaus mit Garagen und Stellplätzen (Fl.Nr. 617/4, Gem. Fischen) 
 
Sachverhalt: 
Antrag auf Vorbescheid; Neubau eines Doppelhauses mit Garagen und Stellplätzen auf dem 
Grundstück Fl.Nr. 617/4, Gemarkung Fischen. 

Das Grundstück befindet sich im unbeplanten Innenbereich und ist nach § 34 BauGB zu beur-
teilen. 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt dem Neubau von einem Doppelhaus mit Garagen und Stellplätzen 
(Fl.Nr. 617/4, Gem. Fischen) nicht zu. 

 
Abstimmung 

 9 : 2 
 
9. Vollzug der Baugesetze - Verlängerung Vorbescheid; Neubau eines Einfa-

milienhauses mit Doppelgarage (Fl.Nr. 184/1, Gem. Pähl) 
 
Sachverhalt: 
Der Antragsteller beantragt fristgerecht die Verlängerung des Vorbescheids vom 29.11.2021.  

Die Verlängerung ist zulässig.  

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen zur Verlängerung des Vorbescheids 
vom 29.11.2021 für den Neubau eines Einfamilienhauses mit Doppelgarage auf Fl. Nr. 184/1, 
Gem. Pähl.  

 
Abstimmung 

 11 : 0 
 
10. Vollzug der Baugesetze - Anbau einer 3-seitig geschlossenen Terrassen-

überdachung an das Bestands-Einfamilienhaus (Fl.Nr. 617/3, Gem. Pähl) 
 
Sachverhalt: 
Der Antragsteller beantragt die Genehmigung des Anbaus einer dreiseitig geschlossenen Ter-
rassenüberdachung an das bestehende Einfamilienhaus, Fl. Nr. 617/3, Gem. Pähl.  

Das Grundstück befindet sich nicht im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, somit ist das 
Vorhaben gem. §34 BauGB zu beurteilen.  

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen für den Anbau einer dreiseitig ge-
schlossenen Terrassenüberdachung auf Fl. Nr. 617/3, Gem. Pähl.  

 
Abstimmung 

 11 : 0 
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11. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Vorbescheid; Bebauung mit einem 
Einfamilen- oder Doppelhaus oder zwei Einfamilienhäusern (Fl.Nr. 130, 
Gem. Fischen) 

 
Sachverhalt: 
Antrag auf Vorbescheid für eine Bebauung auf Fl.Nr. 130, Gemarkung Fischen mit einem Ein-
familienhaus, Doppelhaus oder zwei Einfamilienhäusern. 

Hauptsächlich ist zu klären, ob das Grundstück dem Innen- oder Außenbereich zuzuordnen ist. 

 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt der Bebauung des Grundstücks Fl.Nr.  130, Gemarkung Fischen mit 
einem Einfamilienhaus zu. 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt der Bebauung des Grundstücks Fl.Nr. 130, Gemarkung Fischen mit 
einem Doppelhaus zu. 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
Beschluss: 
Der Gemeinderat stimmt der Bebauung des Grundstücks Fl.Nr. 130, Gemarkung Fischen mit 
zwei Einfamilienhäusern nicht zu. 

 
Abstimmung 

 2 : 9 
 
12. Vollzug der Baugesetze - Antrag auf Vorbescheid: Errichtung einer Alten-

teilwohnung als Ersatzbau für die bestehende Scheune; Teilüberdachung 
der bestehenden Lagerfläche Gärtnerei (Fl.Nr. 125, Gem. Fischen) 

 
Sachverhalt: 
Der Antragsteller beantragt einen Vorbescheid für die Errichtung einer Altenteilerwohnung als 
Ersatzbau für die bestehende Scheune sowie für die Teilüberdachung der bestehenden Lager-
fläche für die bestehende Gärtnerei, Fl. Nr. 125, Gem. Fischen.  

Beide Vorhaben sind gem. §35 Abs. 1 Nr. 2 BauGB zu beurteilen und somit genehmigungsfä-
hig.  

 
Beschluss: 
Der  Gemeinderat stimmt dem Bauvorhaben (Ersatzbau Altenteilerwohnung anstelle der beste-
henden Scheune sowie Teilüberdachung der Lagerfläche) auf Fl. Nr. 125, Gem. Fischen, zu. 

 

 
Abstimmung 

 11 : 0 
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13. Bekanntgaben, Anträge, Verschiedenes 
 
Sachverhalt: 
 

1. Bgm. Sörgel; neue Termine der Bürgersprechstunde wurden veröffentlicht 
 

2. Bgm. Sörgel; es werden weiterhin Schulweghelfer gesucht (bislang keine Rückmeldun-
gen) 

 
3. Bgm. Sörgel; 30er-Zone an der Kirchstraße wurde eingerichtet 

 
4. Bgm. Sörgel; Trinkwasserverunreinigung Ende Juli -> es wurden alle Kanäle genutzt, um 

die Bürger schnellstmöglich zu informieren (Homepage, Presse, Whatsapp, Radio, 
Warnapp) 

 
 
 


